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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Energie 


1 . Abgeordneter 

Roland 

Claus 

(DIE LINKE.) 


Wie ist der zeitliche Ablauf für den Umzug des 
Geschäftsbereichs der Beauftragten der Bun- 
desregierung für die neuen Bundesländer vom 
Bundesministerium des Innern (BMI) in das 
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
(BMWi), und welche neuen inhaltlichen Ak- 
zente beabsichtigt die Beauftragte im Jahr 
2014 zu setzen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleicke 
vom 21. Januar 2014 

Nach Nummer II. 1 des Organisationserlasses der Bundeskanzlerin 
vom 17. Dezember 2013 ist dem Bundesministerium für Wirtschaft 
und Energie (BMWi) aus dem Geschäftsbereich des Bundesministe- 
riums des Innern (BMI) die Zuständigkeit des Beauftragten der Bun- 
desregierung für die neuen Bundesländer übertragen worden. Die 
Einzelheiten der Zuständigkeitsübertragung werden zwischen dem 
BMI und dem BMWi geregelt (vgl. Nummer VI des Organisations- 
erlasses der Bundeskanzlerin vom 17. Dezember 2013). Auch der 
zeitliche Ablauf des Umzugs ist Gegenstand von noch andauernden 
Abstimmungen zwischen dem BMI und dem BMWi. Geplant ist, 
den Organisationserlass der Bundeskanzlerin bis Ende Januar 2014 
zu vollziehen und die Zuständigkeit zu übertragen. 

Als Sachwalterin ostdeutscher Interessen werde ich als Beauftragte 
die Politik der Bundesregierung für die neuen Bundesländer im Rah- 
men der durch den Koalitionsvertrag festgelegten Aufgabenschwer- 
punkte koordinieren. Ein Schwerpunkt wird sein, den 2019 auslau- 
fenden Solidarpakt II in dieser Legislaturperiode zu einem System 
der Eörderung Struktur schwacher Regionen weiterzuentwickeln, das 
ab 2020 gelten soll und die Eörderung am Grad der wirtschaftlichen 
Schwäche ausrichtet. Darüber hinaus werde ich die Beratungen der 
Bund-Länder-Kommission zur Erage, ob und wie die speziellen Eör- 
derprogramme der ostdeutschen Bundesländer in ein gesamtdeut- 
sches System überführt werden, aktiv begleiten. Ebenso werde ich 
die im Koalitionsvertrag vereinbarte Einführung eines flächende- 
ckenden gesetzlichen Mindestlohns von 8,50 Euro brutto auch in 
Ostdeutschland überwachen und die Umsetzung des im Koalitions- 
vertrag vereinbarten Verfahrens zur Angleichung der Rente auf west- 
deutsches Niveau aktiv begleiten. Weitere Schwerpunkte werden der- 
zeit erarbeitet. 
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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


2. Abgeordnete 

Sevim 

Dagdelen 

(DIE LINKE.) 


Welche Veranstaltungen und sonstige Aktivitä- 
ten (analog beispielsweise zur eigenen Home- 
page „Eirst World War Centenary“ der bri- 
tischen Regierung www.gov.uk/government/ 
topical-events/first-world-war-centenary) sind 
- vor dem Hintergrund, dass auf der Webseite 
des Auswärtigen Amts mit Stand vom 8. Ja- 
nuar 2014 keinerlei Informationen zu Projek- 
ten und Veranstaltungen rund um das Gedenk- 
jahr verzeichnet sind - für 2014 zum 100. Jah- 
restag des Ersten Weltkriegs seitens der Bun- 
desregierung geplant (bitte die jeweilige Aktivi- 
tät und finanzielle Aufwendung auflisten), und 
welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
über eigene Veranstaltungen und sonstige Ak- 
tivitäten anderer Regierungen wie z. B. Russ- 
lands, Großbritanniens, Erankreichs (mög- 
lichst die jeweilige Aktivität und finanzielle 
Aufwendungen des Bundes oder zumindest 
Gesamtaufwendungen auflisten)? 


Antwort des Staatssekretärs Stephan Steinlein 
vom 20. Januar 2014 

Der 100. Jahrestag des Ausbruchs des Ersten Weltkriegs erfährt in 
Deutschland breite Aufmerksamkeit. Eine Internetseite zum Ge- 
samtthema „Erinnern und Gedenken“, auf der über Aktivitäten der 
Bundesregierung sowie geförderte Projekte und Gedenkstätten ge- 
bündelt informiert wird, ist in Arbeit und wird in Kürze freigeschal- 
tet. Aktuell ermöglicht unter anderem der Volksbund Deutsche 
Kriegsgräberfürsorge e. V. auf der Seite www.lOO-Jahre-Erster-Welt- 
krieg.eu (mit Unterstützung des Auswärtigen Amts in Höhe von 
45 000 Euro) einen Überblick über mehrere Hundert in Deutschland 
bzw. von deutschen Trägern im Ausland (mit-)geplante Veranstaltun- 
gen, ohne dass dieser Überblick einen Anspruch auf Vollständigkeit 
erhebt. 

Die Bundesregierung unterstützt Veranstaltungen u. a. durch Zuwen- 
dungen, andere werden aus den regelmäßig im Bundeshaushalt ein- 
gestellten jährlichen Mitteln für die betreffenden Einrichtungen fi- 
nanziert. Beispiele sind die laufende Ausstellung „1914. Die Avant- 
garden im Kampf“ in der Kunst- und Ausstellungshalle der Bundes- 
republik Deutschland in Bonn, die geplante Ausstellung „1914- 
1918. Der Erste Weltkrieg“ im Deutschen Historischen Museum in 
Berlin (unterstützt mit 300 000 Euro aus dem Haushalt der Beauf- 
tragten der Bundesregierung für Kultur und Medien zusätzlich zum 
regulären Etat des Deutschen Historischen Museums), die geplante 
Ausstellung „14 - Menschen - Krieg“ im Militärhistorischen Mu- 
seum der Bundeswehr in Dresden, die 55. Internationale Tagung für 
Militärgeschichte „Dynamik der Globalisierung. Das Deutsche 
Reich zwischen europäischem Staatenkonflikt und Weltkrieg, 1914- 
1918“ des Zentrums für Militärgeschichte und Sozialwissenschaften 
der Bundeswehr, die Projekte „Europa 14 | 14“ und „History Cam- 
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pus“ u. a. der Bundeszentrale für Politische Bildung oder das von 
der Staatsbibliothek zu Berlin - Preußischer Kulturbesitz koordinier- 
te internationale Digitalisierungsprojekt „Europeana 1914-1918“. 

Im Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts nehmen die Mittlerorga- 
nisationen der Auswärtigen Kultur- und Bildungspolitik, darunter 
das Goethe-Institut, das Gedenken an den Ersten Weltkrieg in ihrer 
Programmarbeit im Ausland auf. Gemeinsam mit dem französischen 
Außenministerium unterstützt das Auswärtige Amt darüber hinaus 
13 Projekte aus dem deutsch-französischen Kulturfonds mit insge- 
samt 120 000 Euro. Das in der Entstehung begriffene deutsch-franzö- 
sische Dokumentationszentrum „Historial“ am Hartmannsweiler- 
kopf (Eisass) soll vom Auswärtigen Amt mit 150 000 Euro unter- 
stützt werden. Über die genannten Maßnahmen hinaus plant das 
Auswärtige Amt im Jahr 2014 knapp 1 Mio. Euro für internationale 
Gedenkprojekte zum Ersten Weltkrieg aufzuwenden, darunter von 
deutschen Auslandsvertretungen umgesetzte Projekte. Zudem veran- 
staltet das Auswärtige Amt am 28. Januar 2014 eine Podiumsdiskus- 
sion zu dem Thema „1914 - Versagen der Diplomatie“. 

Eine Vielzahl weiterer Projekte wird dezentral geplant, z. B. von Mu- 
seen, Bildungs- und Eorschungseinrichtungen und der Zivilgesell- 
schaft. Diese werden oftmals aus den regulären Haushalten der Ver- 
anstalter finanziert. Dies gilt insbesondere auch für Veranstalter, die 
institutioneile Zuwendungsempfänger des Bundes sind. Zudem befin- 
den sich viele Projekte noch in der Planungsphase. Die Bundesregie- 
rung kann vor diesem Hintergrund keine konkrete Aussage zu den 
anfallenden Kosten treffen. 

Über Planungen ausländischer Partner informieren u.a. folgende Internetseiten: 

Australien: www.anzaccentenary.gov.au 

Königreich Belgien: www.bel4-18.be (Gesamtstaat), 


www.commemorerl4-l 8.be (Brüssel- Wallonien), 

WWW. 1 00jaargrooteoorlog.be (Flandern) 

www.centenaire.org 

wwl00.go\4.nz 

wwvv'.bmeia.gv.at 

www.portugalgrandeguerra.defesa.pt 


Französische Republik: 
Neuseeland: 

Republik Österreich: 
Portugiesische Republik: 
Vereinigtes Königreich Groß- 
britannien und Nordirland: 


w\\wv^ 19 14.org 


Vereinigte Staaten von Amerika: w\^^^worldwar- 1 centennial.org 

Eine vergleichbare Website der russischen Regierung ist dem Aus- 
wärtigen Amt nicht bekannt. Nach Kenntnis des Auswärtigen Amts 
plant die Russische Eöderation u. a. den Bau und die Einrichtung 
von Museen und Denkmälern zum Gedenken an den Ersten Welt- 
krieg. 

Die Bundesregierung beteiligt sich finanziell nicht an den Aufwen- 
dungen anderer Staaten. Die geplanten Gesamtaufwendungen für 
das Gedenken an den Ersten Weltkrieg belaufen sich nach Kenntnis 
des Auswärtigen Amts für die Jahre 2014 bis 2018 zusammengefasst 
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u. a. in Australien auf ca. 50 Mio. Euro, in Frankreich auf ca. 
60 Mio. Euro, in Neuseeland auf ca. 10 Mio. Euro und im Vereinig- 
ten Königreich auf ca. 60 Mio. Euro. 


3. Abgeordnete 

Heike 

Hänsel 

(DIE LINKE.) 


Erkennt die Bundesregierung in der Ausbürge- 
rung von über 200 000 Staatsbürgern der Do- 
minikanischen Republik, deren Vorfahren seit 
1929 illegal aus Haiti und anderen Ländern 
eingewandert waren, einen Verstoß gegen 
Menschenrechte, und in welcher Weise hat die 
Bundesregierung gegenüber der Regierung der 
Dominikanischen Republik darauf reagiert 
(http : / / tinyurl .com/p42a5jj)? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Markus Ederer 
vom 20. Januar 2014 


Die Bundesregierung beobachtet sorgfältig die Entwicklung infolge 
des Urteils des Verfassungsgerichtshofs der Dominikanischen Re- 
publik vom 23. September 2013 und dessen Auswirkung auf die 
Betroffenen, insbesondere auf die zahlreichen Menschen haitiani- 
scher Abstammung, die in der Dominikanischen Republik leben. 
Der Regionalbeauftragte des Auswärtigen Amts für Lateinamerika 
und die Karibik, Botschafter Thomas Neisinger, informierte sich bei 
einem Besuch im Dezember 2013 in beiden Ländern über die Situa- 
tion und führte Gespräche mit Vertretern der Regierungen, interna- 
tionaler Organisationen und der Zivilgesellschaft. Dabei setzte er 
sich für einen Dialog zwischen beiden Regierungen und eine pragma- 
tische Lösung für alle betroffenen Personen ein. 


4. Abgeordnete 

Heike 

Hänsel 

(DIE LINKE.) 


Beobachtet die Bundesregierung die durch das 
einschlägige Urteil des Verfassungsgerichts 
ausgelöste Situation der nun Staatenlosen, von 
denen viele bereits ihre Arbeitsstelle oder ihr 
Land verloren haben, und in welcher Weise 
steht sie darüber mit der Regierung der Domi- 
nikanischen Republik in Verbindung? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Markus Ederer 
vom 20. Januar 2014 


Die Regierung der Dominikanischen Republik ist mit der Regierung 
der Republik Haiti übereingekommen, die entstandenen Fragen in 
direktem Dialog zu behandeln. Eine erste Dialogrunde hat am 7. Ja- 
nuar 2014 auf der Ebene Premierminister bzw. Präsidentschaftsmi- 
nister stattgefunden. Es wurden monatliche Folgetreffen vereinbart. 
Die nächste Sitzung soll am 3. Februar 2014 stattfinden. 

Die Europäische Union war am 7. Januar 2014 mit einem Mitglied 
ihrer Ständigen Vertretung in Haiti als Beobachter zugegen. Es ist 
vorgesehen, dass sie den begonnenen Dialogprozess mit konkreten 
Maßnahmen unterstützt, etwa bei der Grenzzusammenarbeit der bei- 
den Nachbarstaaten. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


5. Abgeordnete 

Kirsten 

Lühmann 

(SPD) 


Wie hoch sind die Kosten (bitte nach Miete, 
Nebenkosten und weiteren Kosten aufschlüs- 
seln), die die Bundespolizei für die Schlieffen- 
Kaserne in Lüneburg jährlich aufbringt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Günter Krings 
vom 20. Januar 2014 

Für die Schlieffen-Kaserne entstehen jährlich folgende Kosten: 

Miete 2 675 157 Euro 

Bewirtschaftungskosten 803 937 Euro 

Bewachungskosten 360 000 Euro 

Von der Stadt Lüneburg wurde das Gebäude 31 von Oktober 2013 
bis Dezember 2014 zur Unterbringung von Asylbewerbern angemie- 
tet. Damit verringert sich die Miete für die Bundespolizei im Jahr 
20 1 4 um 1 57 98 1 Euro auf 2 5 1 7 1 76 Euro. 


6. Abgeordneter 

Dr. Martin 
Pätzold 

(CDU/CSU) 


Wie viele Menschen sind im Zeitraum von 
2008 bis 2013 (bitte nach jeweiligem Land und 
Jahr aufgeschlüsselt) nach Deutschland zuge- 
wandert, und welchen Bildungshintergrund 
bzw. welche beruflichen Abschlüsse brachten 
diese Personen mit? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Günter Krings 
vom 24. Januar 2014 

Die Daten der nachfolgenden Tabelle sind der amtlichen Wande- 
rungsstatistik des Statistischen Bundesamtes entnommen und zeigen 
die Anzahl der Zuzüge nach Deutschland von 2008 bis Juni 2013 
nach wichtigen Herkunftsländern. Die Daten zum ersten Halbjahr 
2013 sind vorläufig, Daten zum zweiten Halbjahr 2013 liegen noch 
nicht vor. 

In der amtlichen Wanderungsstatistik werden u. a. alle Fälle von Zu- 
und Fortzügen der Bevölkerung über die Grenzen Deutschlands re- 
gistriert. Sie beruht auf einer Auswertung von Daten der Meldebe- 
hörden. Merkmale wie Bildungshintergrund oder berufliche Ab- 
schlüsse werden von den Meldebehörden jedoch nicht erfasst. Da 
derartige Angaben auch nicht im Ausländerzentralregister gespei- 
chert werden, liegen der Bundesregierung hierzu keine statistischen 
Daten vor. 
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Herkunftsland 

2008 

2009 

2010 

2011 

2012 

Jan.-Jun. 2013 

EU -Staaten 

392.642 

409.218 

459.248 

595.490 

690.937 

357.918 

Albanien 

900 

791 

701 

1.013 

1.426 

981 

Belgien 

4.428 

4.504 

4.934 

5.219 

5.568 

2.465 

Bosnien-Herzegowina 

6.230 

6.202 

6.910 

9.123 

11.113 

5.201 

Bulgarien 

23.834 

28.890 

39.387 

51.612 

58.862 

29.375 

Dänemark 

3.031 

3.157 

3.265 

3.440 

3.443 

1.640 

Estland 

647 

908 

1.209 

1.515 

1.369 

619 

Finnland 

2.046 

2.160 

2.185 

2.430 

2.590 

1.078 

Frankreich 

19.772 

20.065 

20.266 

20.911 

21.306 

9.600 

Griechenland 

9.162 

9.709 

13.717 

25.264 

35.811 

15.718 

Vereinigtes Königreich 

15.244 

15.750 

16.565 

17.735 

18.593 

8.081 

Irland 

2.169 

2.366 

2.319 

2.794 

2.954 

1.210 

Italien 

22.449 

24.926 

27.188 

32.870 

45.094 

27.895 

Serbien 

4.933 

7.834 

17.670 

17.033 

22.475 

9.436 

Kosovo 

2.792 

6.263 

6.822 

6.694 

7.590 

3872 

Kroatien 

8.685 

9.193 

10.269 

11.487 

12.944 

7.164 

Lettland 

2.062 

4.930 

7.689 

10.177 

9.332 

4.144 

Litauen 

3.454 

4.577 

6.143 

9.975 

10.075 

4.643 

Luxemburg 

3.458 

3.052 

2.897 

3.039 

3.146 

1.261 

Mazedonien 

2.313 

2.360 

7.561 

5.578 

10.850 

4.349 

Moldau 

796 

818 

927 

1.165 

1.465 

k.A. 

Montenegro 

358 

439 

681 

680 

1.019 

427 

Niederlande 

14.393 

12.766 

12.460 

12.810 

13.082 

6.626 

Norwegen 

1.529 

1.584 

1.727 

1.788 

1.848 

804 

Österreich 

16.828 

17.538 

17.859 

18.590 

18.508 

8.328 

Polen 

131.308 

122.797 

125.861 

172.676 

184.325 

96.537 

Portugal 

6.500 

7.351 

7.257 

9.038 

12.609 

7.612 

Rumänien 

47.642 

56.427 

74.585 

95.479 

116.964 

67.327 

Russische Föderation 

18.611 

18.615 

18.671 

19.696 

20.714 

17.044 

Schweden 

3.124 

3.512 

3.600 

3.829 

4.090 

1.834 

Schweiz 

12.913 

14.157 

14.945 

16.172 

16.881 

8.370 

Slowakische Republik 

8.828 

8.558 

8.613 

12.040 

13.745 

7.111 

Slowenien 

1.298 

1.531 

1.886 

3.305 

5.298 

3.027 

Spanien 

17.388 

19.959 

21.543 

28.140 

37.683 

19.057 

Tschechische Republik 

7.272 

7.225 

7.190 

9.728 

10.701 

5.279 

Türkei 

28.742 

29.544 

30.171 

31.021 

28.641 

12.508 

Ukraine 

6.812 

6.806 

6.695 

7.213 

7.774 

3.117 

Ungarn 

25.872 

26.032 

30.015 

41.982 

54.827 

26.991 

Weißrussland 

1.519 

1.365 

1.373 

1.448 

1.653 

739 

Afrika 

25.213 

27.421 

30.664 

31.220 

34.498 

21.621 

Ägypten 

2.303 

2.498 

2.647 

2.998 

3.514 

1.981 
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Herkunftsland 

2008 

2009 

2010 

2011 

2012 

Jan.-Jun. 2013 

Algerien 

1.448 

1.602 

1.530 

1.574 

1.598 

1.067 

Kamerun 

1.314 

1.669 

1.707 

1.892 

1.867 

1.006 

Kenia 

1.487 

1.677 

1.759 

1.325 

1.348 

519 

Marokko 

3.373 

3.793 

3.468 

3.880 

4.046 

2.253 

Nigeria 

1.725 

1.934 

2.093 

2.083 

2.007 

1.394 

Südafrika 

2.070 

1.809 

1.995 

2.073 

1.894 

1.053 

Tunesien 

2.059 

2.037 

2.154 

2.868 

3.391 

1.822 

Amerika 

56.106 

57.592 

58.191 

62.761 

61.725 

28.473 

Brasilien 

7.782 

7.906 

7.862 

8.512 

8.747 

4.472 

Kanada 

4.654 

4.855 

5.106 

5.362 

5.419 

2.216 

Mexiko 

3.530 

3.474 

3.670 

4.216 

4.161 

1.723 

Vereinigte Staaten 

29.145 

29.882 

29.704 

32.089 

30.623 

13.906 

Asien 

91.813 

104.793 

110.265 

123.008 

133.673 

65.782 

Afghanistan 

1.890 

4.616 

7.373 

9.291 

8.471 

4.244 

China 

16.257 

17.144 

17.922 

19.926 

21.575 

7.859 

Indien 

11.378 

1 1 .874 

12.942 

14.895 

17.474 

8.789 

Irak 

8.737 

12.199 

9.152 

7.576 

6.871 

2.589 

Iran 

3.374 

4.092 

5.791 

7.213 

8.224 

3.902 

Israel 

1.639 

2.009 

2.253 

2.321 

2.579 

1.169 

Japan 

6.160 

5.749 

5.935 

7.623 

6.868 

3.469 

Kasachstan 

3.313 

3.105 

2.598 

2.688 

2.545 

1.160 

Korea, Republik 

3.749 

3.710 

4.047 

4.644 

4.866 

2.743 

Libanon 

2.705 

2.855 

2.748 

2.879 

2.894 

1.389 

Pakistan 

2.435 

2.767 

3.277 

5.188 

6.023 

3.049 

Thailand 

4.099 

4.498 

4.541 

4.461 

4.489 

2.219 

Vietnam 

4.033 

4.392 

4.204 

3.904 

3.540 

1.549 

Australien u. Ozeani- 
en 

5.787 

6.434 

6.684 

6.915 

6.755 

3.566 

Unbek. Ausland 

1.250 

1.153 

1.663 

1.458 

1.472 

1.041 

Insgesamt 

682.146 

721.014 

798.282 

958.299 

1.080.936 

555.169 

darunter Deutsche 

108.331 

114.700 

114.752 

116.604 

115.028 

54.143 


7. Abgeordneter 

Hans-Christian 

Ströbele 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Inwieweit trifft die Schilderung von süddeut- 
sche. de, fr-online, NDR, Telepolis u. a. Me- 
dien zu (12. bis 14. Januar 2014), wonach das 
Bundeskriminalamt (BKA) „über Jahre“ den 
deutschen Islam-Konvertiten P. K. (bzw. N.) 
als V-Mann gegen deutsche Dschihadisten 
führte sowie zu diesem Zweck, kurz nachdem 
ihn der VM-Werber des Bundeskriminalamts 
am 1. Oktober 2011 aus einer Eestnahme be- 
freit hatte, unter Observation seitens des Bun- 
desamts für Verfassungsschutz mit Eamilie 
über Peshawar nach Waziristan fliegen ließ. 
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wo er, als er zur militanten Islamisten-Grup- 
pe IMU überlief, dann am 16. Februar 2012 
nahe Mir Ali durch mehrere Raketen einer 
US-Drohne zusammen mit neun bis 15 wei- 
teren Menschen getötet wurde (http://ojihad. 
wordpress.com), und schließt die Bundes- 
regierung aus, dass zuvor deutsche Stellen in- 
oder direkt an US-Stellen Handy-Daten be- 
züglich des Opfers übermittelten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Günter Krings 
vom 24. Januar 2014 

Die dargestellte Presseberichterstattung kann nicht bestätigt werden. 
Die Bundessicherheitsbehörden haben keine Maßnahmen gegen 
P. N. durchgeführt, auch wurde er durch die Bundessicherheitsbe- 
hörden nicht als Vertrauensperson bzw. V-Mann geführt. 

Ein Informationsaustausch mit ausländischen Dienststellen hat im 
Rahmen der gesetzlichen Aufgabenwahrnehmung und den hierfür 
vorgesehenen Übermittlungsbestimmungen stattgefunden. Georefe- 
renzielle Daten wurden auch in diesem Sachverhalt nicht übermittelt. 
Im Übrigen weise ich darauf hin, dass die Datenübermittlung an aus- 
ländische Stellen wiederholt Gegenstand parlamentarischer Anfra- 
gen war, die von der Bundesregierung umfassend beantwortet wur- 
den. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 
und für Verbraucherschutz 


8. Abgeordnete 

Katja 

Dörner 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie bewertet die Bundesregierung die aktuelle 
Rechtslage in Deutschland zum Thema 
Schwangerschaftsabbruch, und sind in diesem 
Zusammenhang gesetzliche Änderungen ge- 
plant? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christian Lange 
vom 20. Januar 2014 

Aus Sicht der Bundesregierung stellen die geltenden rechtlichen Re- 
gelungen zum Schwangerschaftsabbruch, die vom Deutschen Bun- 
destag nach einem sehr langen und komplizierten Verfahren unter 
Beachtung der Vorgaben aus dem Urteil des Bundesverfassungsge- 
richts vom 28. Mai 1993 beschlossen wurden, eine tragfähige Lösung 
einer schwierigen rechtspolitischen Frage dar. Gesetzliche Änderun- 
gen im Zusammenhang mit dem Recht des Schwangerschaftsab- 
bruchs sind nicht geplant. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


9. Abgeordneter 

Dr. Thomas 
Gambke 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Mindereinnahmen werden den 
öffentlichen Haushalten (bitte aufschlüsseln 
nach Bund - Ländern - Kommunen) voraus- 
sichtlich durch sämtliche Umsatzsteuerermä- 
ßigungen im Jahr 2014 entstehen, und wie 
verteilen sich die Mindereinnahmen auf die 
einzelnen Branchen (bitte für jede bezifferbare 
Branche angeben, also alle Branchen aus den 
Antworten der Bundesregierung auf meine 
Schriftlichen Eragen 13 auf Bundestagsdruck- 
sache 18/27 und 23 auf Bundestagsdrucksache 
18/138 sowie für gartenbauliche Erzeugnisse)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Michael Meister 
vom 22. Januar 2014 

Durch Anwendung des Gesetzes entstehen keine Mehr- oder Min- 
dereinnahmen. 


10. Abgeordneter 

Matthias 

Gastei 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie hoch schätzt die Bundesregierung den 
Personalbedarf an Beamtinnen und Beamten 
ein, die künftig für die Erfassung und Erhe- 
bung der Kraftfahrzeugsteuer auf Bundes- 
ebene benötigt werden, und wie viele Kraft- 
fahrzeughalter waren am 31. Dezember 2013 
mit ihren Zahlungen in Verzug? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Michael Meister 
vom 23. Januar 2014 

Eür die Verwaltung der Kraftfahrzeugsteuer (KraftSt) durch den 
Bund hat der Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages mit 
Beschluss vom 8. November 2012 - Nummer 17(8)5616 einen Perso- 
nalbedarf von 1 771 Stellen anerkannt. Zur Deckung des für die Ver- 
waltung der KraftSt anerkannten Personalbedarfs ist die Zollverwal- 
tung daran gebunden, Personal aus Überhangbereichen des Bundes 
- insbesondere aus dem Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
der Verteidigung (BMVg) - zu gewinnen. 

Aktuell erfolgt die Erhebung der KraftSt noch im Wege der Organ- 
leihe durch die Länder. Die Übernahme durch den Bund erfolgt 
schrittweise im 1. Halbjahr 2014. Zahlen darüber, wie viele Kraft- 
fahrzeughalter am 31. Dezember 2013 mit ihren Zahlungen im Ver- 
zug waren, liegen dem Bundesministerium der Einanzen (BME) 
nicht vor. 
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11. Abgeordneter Welche Position hat die Bundesregierung in 

Niema den eben abgeschlossenen Verhandlungen zur 

Movassat neuen EU-Finanzmarktrichtlinie (MiFID) ins- 

(DIE FINKE.) besondere bezüglich der Festsetzung EU-wei- 
ter, einheitlicher Obergrenzen für Finanz- 
spekulationen auf Nahrungsmittel, die nach 
Meinung von Thilo Bode (Geschäftsführer 
von foodwatch e. V.), Oxfam Deutschland e. V. 
und anderen Nichtregierungsorganisationen 
notwendig sind, um einen Standortwettbewerb 
zwischen einzelnen Mitgliedstaaten zu verhin- 
dern, sowie der Ausnahmeregelung für „kom- 
merzielle Händler“, die laut attac in der Praxis 
nur schwer von anderen Finanzmarktakteuren 
zu trennen sind, eingenommen, und welche 
Positionslimits gedenkt die Bundesregierung 
über die Bundesanstalt für Finanzdienstleis- 
tungsaufsicht (BaFin) in Deutschland einzu- 
führen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Michael Meister 
vom 23. Januar 2014 

Die Bundesregierung hat sich im Rahmen der Überarbeitung der Fi- 
nanzmarktrichtlinie (MiFID) konsequent für mehr Transparenz in 
Bezug auf den Handel mit Warenderivaten und die Einführung von 
Positionslimits für Warenderivategeschäfte eingesetzt. Hierbei ist sie 
insbesondere für die Festlegung solcher Fimits durch die europäische 
Wertpapieraufsichtsbehörde (ESMA) im Wege Technischer Regulie- 
rungsstandards für jedes Produkt und jeden Markt eingetreten. 

Zugleich hat sich die Bundesregierung dafür eingesetzt, dass die 
Funktionsfähigkeit der Warenderivatemärkte zur Risikoabsicherung 
nicht beeinträchtigt wird, indem entsprechende Ausnahmeregelun- 
gen vorgesehen werden. Die in den Trilogverhandlungen vereinbar- 
ten Ausnahmeregelungen sind an strikte Vorgaben gebunden, die 
eine klare Abgrenzung von Aktivitäten ermöglichen, die nicht den 
Zweck der Absicherung gewerblicher Risiken verfolgen. Die Aus- 
nahmen gelten damit nur zugunsten von Nichtfmanzunternehmen 
zur Absicherung von Risiken, die unmittelbar mit der gewerblichen 
Tätigkeit verbunden sind. 

Die Positionslimits der nationalen Behörden werden auf Basis noch 
ausstehender Regulierungsstandards für eine europaweite Kalkula- 
tionsmethode zur Berechnung der Positionslimits festgelegt. Entwür- 
fe dieser Standards müssen erst noch von ESMA erstellt werden. Da- 
her sind über die Höhe künftiger Positionslimits gemäß der überar- 
beiteten MiFID derzeit noch keine Aussagen möglich. 
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12. Abgeordnete 

Dr. Valerie 
Wilms 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche kurz-, mittel- und langfristigen Progno- 
sen über die Entwicklung des Aufkommens 
aus der Energiesteuer auf Kraftstoffe liegen im 
BME vor, und mit welchem Aufkommen wird 
in den Jahren 2014 bis 2018, 2020 und 2025 
unter der Ceteris-Paribus-Bedingung gleich- 
bleibender Steuersätze gerechnet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Michael Meister 
vom 23. Januar 2014 

Dem BMP liegen folgende Studien mit aktuellen Prognosen zur Ent- 
wicklung des Energiesteueraufkommens auf Kraftstoffe vor: 

• Deutsche Energie-Agentur GmbH (Hrsg.): Ungeliebt, aber unent- 
behrlich. Bedarf und Produktion von Mineralöl im künftigen 
Energiemix. Berlin, September 2011; 

• Mineralölwirtschaftsverband e. V.: MWV-Prognose 2025 für die 
Bundesrepublik Deutschland. Berlin, Juni 2011; 

• Institut für Eahrzeugkonzepte am Deutschen Zentrum für Luft- 
und Raumfahrt im Auftrag des MWV: Der Pkw-Verkehr bis 
2040: Was das Auto von morgen antreibt. Berlin, Juli 2013. 

Aufgrund der jüngsten Steuerschätzung vom November 2013 wird 
gegenwärtig eine Entwicklung der Einnahmen der Energiesteuer auf 
Sonstige - dies ist im Wesentlichen die auf Kraftstoffe entfallende 
Energiesteuer - in den Jahren 2014 bis 2018 wie folgt erwartet: 

2014: 34,947 Mrd. Euro, 

2015: 34,911 Mrd. Euro, 

2016: 34,824 Mrd. Euro, 

2017: 34,787 Mrd. Euro, 

2018: 34,701 Mrd. Euro. 

Über diesen Zeithorizont hinausgehende Schätzungen sind vom Ar- 
beitskreis „Steuer Schätzung“ und dem BME nicht erstellt worden. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziales 


13. 


Abgeordnete 

Maria 

Klein-Schmeink 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
darüber, dass aufgrund der Regelung in § 4 
des Asylbewerberleistungsgesetzes (AsylbLG) 
Asylbewerber keine präventiven zahngesund- 
heitlichen Leistungen erhalten, solange noch 
keine akuten Schmerzen vorhanden sind, wes- 
halb in der Eolge in vielen Eällen nur noch die 
Entfernung der betroffenen Zähne in Erage 
kommt, und inwieweit plant die Bundesregie- 
rung in diesem Bereich gesetzliche Änderun- 
gen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Gabriele Lösekrug-Möller 
vom 22. Januar 2014 

Der Anspruch nach § 4 Absatz 1 des Asylbewerberleistungsgesetzes 
(AsylbLG) umfasst die zur Behandlung akuter Erkrankungen und 
Schmerzzustände erforderliche ärztliche und zahnärztliche Behand- 
lung einschließlich der Versorgung mit Arznei- und Verbandmitteln 
sowie sonstiger zur Genesung, zur Besserung oder Linderung von 
Krankheiten und Krankheitsfolgen erforderlichen Leistungen. Der 
Anspruchsumfang nach § 4 Absatz 1 AsylbLG ist damit auf eine me- 
dizinische Grundversorgung bei akuten Erkrankungen und Schmerz- 
zuständen beschränkt. Die Behandlung akuter oder schmerzhafter 
Zahnerkrankungen (z. B. Kariesbehandlungen, Wurzelbehandlungen) 
ist hiervon im Regelfall umfasst. Dagegen lösen chronische Erkran- 
kungen, deren Behandlungen längerfristig angelegt sind und daher 
- wegen der grundsätzlich nur kurzen Aufenthaltsperspektive des be- 
rechtigten Personenkreises - regelmäßig nicht in Deutschland abge- 
schlossen werden können, nach der gesetzlichen Begründung zu § 4 
Absatz 1 AsylbLG regelmäßig keine Leistungspflicht nach dieser 
Norm aus (vergleiche die Gesetzesbegründung zum wortgleichen Re- 
gelungsentwurf von § 3 Absatz 1 AsylbLG, Bundestagsdrucksache 
12/4451, S. 9). Kein Leistungsanspruch besteht nach §4 Absatz 1 
AsylbLG für medizinisch nicht eindeutig indizierte Maßnahmen so- 
wie für rein prophylaktische (zahn-)medizinische Behandlungsfor- 
men, da diese regelmäßig nicht geboten sein dürften, die Lolgen 
einer akuten Erkrankung zu beseitigen oder zu lindern. 

Der Anspruch nach § 4 Absatz 1 AsylbLG wird ergänzt durch § 6 
Absatz 1 AsylbLG. Nach dieser Vorschrift können „sonstige Leis- 
tungen“ insbesondere gewährt werden, wenn dies zur Sicherung der 
Gesundheit unerlässlich ist. Nach § 6 Absatz 1 AsylbLG kommt da- 
mit eine über den Leistungsumfang nach § 4 Absatz 1 AsylbLG hi- 
nausgehende medizinische Versorgung, insbesondere auch zur Be- 
handlung chronischer (Zahn-)Erkrankungen, in Betracht. 

Letztlich ist aber im Einzelfall unter medizinischen Gesichtspunkten 
zu entscheiden, ob die Voraussetzungen für einen Behandlungsan- 
spruch nach den §§ 4 und 6 AsylbLG vorliegen. Hierzu bedarf es der 
sachverständigen Beurteilung der behandelnden Ärzte vor Ort sowie 
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einer Würdigung aller Umstände durch die zuständige Leistungsbe- 
hörde. 

Die alternativen Anwendungsvarianten der §§ 4 und 6 AsylbLG er- 
lauben nach Auffassung der Bundesregierung eine angemessene ge- 
sundheitliche Versorgung auch im zahnmedizinischen Bereich. Die 
Entscheidung über die Ansprüche nach den §§ 4 und 6 AsylbLG ob- 
liegt dabei den für die Durchführung des AsylbLG nach dem jeweili- 
gen Landesrecht zuständigen Stellen. Eine eigene Prüfzuständigkeit 
des Bundes in diesem Bereich besteht nicht, da die Länder das 
AsylbLG als eigene Angelegenheit ausführen. 

Der Bundesregierung liegen im Übrigen keine Erkenntnisse vor, wo- 
nach eine ausreichende zahngesundheitliche Versorgung der Leis- 
tungsberechtigten nach den §§ 4 und 6 AsylbLG in der Praxis nicht 
sichergestellt bzw. eine zahnärztliche Behandlung regelmäßig erst bei 
fortgeschrittener Zahnerkrankung gewährt wird. Der Themenbereich 
der Gesundheitsleistungen wird aber im Zuge der Novellierung des 
AsylbLG weiter erörtert werden. 


14. Abgeordnete Welche Schlussfolgerungen bzw. Konsequen- 

Katrin zen zieht die Bundesregierung aus der Eorde- 

Werner rung des Vorstandes des Deutschen Landkreis- 

(DIE LINKE.) tages, die vereinbarte Entlastung der Kommu- 
nen unverzüglich und damit unabhängig von 
der Verabschiedung eines Bundesleistungs- 
gesetzes umzusetzen, insbesondere im Lichte 
der Erklärung des Vorsitzenden der Arbeits- 
gemeinschaft Kommunalpolitk der Eraktion 
der CDU/CSU, Ingbert Liebing, dass die Ent- 
lastung der Kommunen „vor Inkrafttreten 
eines neuen Bundesleistungsgesetzes ... nicht 
unter Einanzierungsvorbehalt“ stehe (siehe 
www.kobinet-nachrichten.org/de/ 1 /nachrichten/ 
28540/Entlastung-der-Kommunen-statt-besserer- 
Teilhabe-Behinderter.htm)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Gabriele Lösekrug-Möller 
vom 23. Januar 2014 

Grundlage und Leitlinie für das Regierungshandeln ist der Koali- 
tionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD für die 18. Legislatur- 
periode des Deutschen Bundestages. Im Koalitionsvertrag finden 
sich auf Seite 88 unter „Prioritäre Maßnahmen“ die folgenden Aus- 
sagen: 

„Die Gemeinden, Städte und Landkreise in Deutschland sollen wei- 
ter finanziell entlastet werden. Im Jahr 2014 erfolgt ohnehin die letz- 
te Stufe der Übernahme der Grundsicherung im Alter durch den 
Bund und damit eine Entlastung der Kommunen in Höhe von 
1,1 Milliarden Euro. Darüber hinaus sollen die Kommunen im Rah- 
men der Verabschiedung des Bundesteilhabegesetzes im Umfang 
von fünf Milliarden Euro jährlich von der Eingliederungshilfe entlas- 
tet werden. Bereits vor der Verabschiedung des Bundesteilhabegeset- 
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zes beginnen wir mit einer jährlichen Entlastung der Kommunen in 
Höhe von einer Milliarde Euro pro Jahr.“ 


15. Abgeordnete 

Katrin 

Werner 

(DIE LINKE.) 


Teilt die Bundesregierung im Umkehrschluss 
die Sorgen von Behindertenverbänden, dass 
die Reform der Eingliederungshilfe „im Schat- 
ten“ einer unverzüglichen Entlastung der 
Kommunen sehr wohl Einanzierungsvorbehal- 
ten zum Opfer fallen könnte, und welche Über- 
legungen hat die Bundesregierung, um das zu 
verhindern und einkommens- und vermögens- 
unabhängige sowie bedarfsgerechte Teilhabe- 
leistungen für Menschen mit Behinderungen 
abzusichern? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Gabriele Lösekrug-Möller 
vom 23. Januar 2014 

Die Bundesregierung stellt sich ihrer gesamtgesellschaftlichen Ver- 
antwortung. Tragen zur Weiterentwicklung der Eingliederungshilfe 
wird die Bundesregierung unter Berücksichtigung der folgenden im 
Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD enthaltenen Aus- 
sagen (Seiten 95 und 111) bewerten: 

„Wir werden ein Bundesleistungsgesetz für Menschen mit Behinde- 
rung (Bundesteilhabegesetz) erarbeiten [. . .] Dabei werden wir die 
Neuorganisation der Ausgestaltung der Teilhabe zugunsten der Men- 
schen mit Behinderung so regeln, dass keine neue Ausgabendynamik 
entsteht. 

[...] 

Wir wollen die Menschen, die aufgrund einer wesentlichen Behinde- 
rung nur eingeschränkte Möglichkeiten der Teilhabe am Leben der 
Gesellschaft haben, aus dem bisherigen „Eürsorgesystem“ heraus- 
führen und die Eingliederungshilfe zu einem modernen Teilhabe- 
recht weiterentwickeln. Die Leistungen sollen sich am persönlichen 
Bedarf orientieren und entsprechend eines bundeseinheitlichen Ver- 
fahrens personenbezogen ermittelt werden. Leistungen sollen nicht 
länger institutionszentriert, sondern personenzentriert bereitgestellt 
werden. Wir werden das Wunsch- und Wahlrecht von Menschen mit 
Behinderungen im Sinne der UN-Behindertenrechtskonvention be- 
rücksichtigen. Menschen mit Behinderung und ihre Verbände wer- 
den von Anfang an und kontinuierlich am Gesetzgebungsprozess be- 
teiligt. 

Im Interesse von Kindern mit Behinderungen und ihren Eltern sollen 
die Schnittstellen in den Leistungssystemen so überwunden werden, 
dass Leistungen möglichst aus einer Hand erfolgen können.“ 
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16. Abgeordnete 

Sabine 

Zimmermann 
(Zwickau) 
(DIE LINKE.) 


Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregie- 
rung vor, zu den fiskalischen Effekten der Zu- 
wanderung nach Deutschland bezogen auf die 
Sozialsysteme, öffentlichen Haushalte und das 
Steuereinkommen (bitte die jeweiligen Effekte 
in Euro durchschnittlich pro Kopf und insge- 
samt benennen)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Gabriele Lösekrug-Möller 
vom 20. Januar 2014 


Ein fiskalischer Effekt lässt sich auf Grundlage der Einanz- und 
Steuerstatistiken nicht ermitteln, da das Merkmal „Zuwanderung“ 
vielfach nicht erheblich ist und deshalb nicht statistisch erfasst wird. 
Mehrere wissenschaftliche Studien haben sich der Eragestellung 
nach einer fiskalischen Bilanz der Zuwanderung über Stichprobenda- 
ten und unter Zuhilfenahme von Schätzannahmen angenähert. Wäh- 
rend die konkreten Ergebnisse je nach Datenquelle und getroffenen 
Annahmen erheblich voneinander abweichen, ist wiederkehrendes 
Eazit verschiedener Autoren eine insgesamt positive Bilanz. Nach ih- 
ren Ergebnissen übersteigt der fiskalische Ertrag der Zuwanderung 
die hiermit einhergehenden Kosten der öffentlichen Haushalte. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung 
und Landwirtschaft 


17. Abgeordnete 

Bärbel 

Höhn 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie haben sich die Lebensmittelimporte aus 
der Volksrepublik China seit 2009 für die fünf 
am häufigsten importierten Produkte entwi- 
ckelt (bitte nach Jahr und Importvolumen 
aufschlüsseln), und wie hoch lag die Beanstan- 
dungsquote aufgrund von Verstößen gegen 
lebensmittelrechtliche Vorschriften im Ver- 
gleich zur EU-Ware? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Maria Flachsbarth 
vom 20. Januar 2014 


Seit 2009 stiegen die deutschen Einfuhren an Gütern der Land- und 
Ernährungswirtschaft aus der Volksrepublik China, bei denen es sich 
überwiegend um Lebensmittel handelt, von rund 1,2 Mrd. Euro auf 
rund 1,5 Mrd. Euro: 


Jahr 

2009 

2010 

2011 

2012 

Importe an Gütern der Land- und 
Emährungswirtschaft (Mio. €) 

1.192 

1.370 

1.520 

1.527 
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Fisch und -Zubereitungen, Gemüsezubereitungen und -konserven, 
Obstzubereitungen und -konserven, Därme, Blasen und Mägen so- 
wie Rohkaffee sind nach dem Importwert bzw. der Importmenge die 
bedeutendsten Warengruppen unter den Lebensmittelimporten aus 
der Volksrepublik China. 

Einzelne Produkte im Sinne der Fragestellung können aus der Au- 
ßenhandelsstatistik des Statistischen Bundesamtes nur insoweit iden- 
tifiziert werden, als sie auf der untersten Ebene der Warensystema- 
tik, den achtstelligen, dem Zolltarif entsprechenden Warennummern, 
ausgewiesen sind. Demnach sind die in der folgenden Übersicht 1 ge- 
nannten Produkte diejenigen mit der größten Importmenge im 
Durchschnitt des Zeitraums 2009 bis 2012. Daten für das Jahr 2013 
liegen noch nicht vor. 


Übersicht 1 



Jahr 

Bezeichnung 

2009 

2010 

2011 

2012 


Einfuhr (Tonnen) 

Filets vom Pazifischen Pollack, gefroren 

86.647 

88.174 

84.178 

87.663 

Apfelsaft, Brixwert mehr als 67 

84.617 

31.645 

50.730 

13.343 

Mandarinen, Clementinen und ähnliche Früchte, 
zubereitet/haltbar gemacht, ohne Zusatz von Alkohol, 
mit Zusatz von Zucker 

21.124 

31.125 

29.656 

41.589 

Tomaten, anders als mit Essig zubereitet oder haltbar 
gemacht, mit einem Gehalt an Trockenmasse von 

12 Gewichtshundertteilen und mehr 

27.752 

30.660 

27.925 

30.979 

Erdbeeren, gekocht, gefroren, ohne Zusatz von Zucker 
oder anderen Süßungsmitteln 

14.637 

23.198 

31.168 

26.736 

Pampelmusen und Grapefruit, frisch oder getrocknet 

27.211 

21.064 

12.864 

18.420 

Därme, Blasen, Mägen, nicht von Fischen, ganz, 
geteilt 

16.198 

18.150 

20.559 

20.644 

Pilze der Gattung Agaricus, anders als mit Essig 
zubereitet oder haltbar gemacht 

20.911 

22.740 

15.367 

16.019 

Kaffee, roh, nicht entkoffeiniert 

15.139 

16.783 

9.656 

27.366 

Spargelkonserven 

17.115 

15.765 

15.364 

11.052 


In der Bundesrepublik Deutschland sind die Bundesländer für die 
Durchführung der amtlichen Lebensmittelüberwachung zuständig. 
Im Übrigen obliegt auch die Beurteilung, ob im Einzelfall ein be- 
stimmtes Lebensmittel, das eingeführt werden soll, den geltenden 
Rechtsvorschriften entspricht, den zuständigen Behörden der Län- 
der. Dabei erfolgt die Kontrolle grundsätzlich risikobasiert. 

Für bestimmte Lebensmittel pflanzlichen Ursprungs aus China wer- 
den zudem aufgrund EU-rechtlicher Vorgaben (Verordnungen (EG) 
Nr. 669/2009, Nr. 1135/2009 und Nr. 1152/2009) beim Import ver- 
stärkte Kontrollen durchgeführt, um die Unbedenklichkeit der Le- 
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bensmittel, beispielsweise hinsichtlich Aflatoxin- und Pflanzenschutz- 
mittelrückständen, sicherzustellen. 

Für alle aus China eingeführten Erzeugnisse tierischen Ursprungs 
gilt als Schutzmaßnahme die Entscheidung 2002/994/EG. Danach 
dürfen grundsätzlich nur bestimmte in der Entscheidung gelistete Le- 
bensmittel tierischen Ursprungs in die Europäische Union eingeführt 
werden. Um sicherzustellen, dass die betreffenden einzuführenden 
Erzeugnisse keine Gefahr für die menschliche Gesundheit darstellen, 
müssen für eine Reihe von Erzeugnissen Vorzertifikate mit den Un- 
tersuchungsergebnissen auf Tierarzneimittelrückstände durch die zu- 
ständige chinesische Behörde ausgestellt werden. Vorzertifikate wer- 
den bei der Einfuhr beispielsweise verlangt für Fischereierzeugnisse 
aus der Aquakultur, Geflügelfleischerzeugnisse, Naturdärme oder 
Honig. 

Die Bundesregierung verfügt somit lediglich über die Daten zu Un- 
tersuchungen von Lebensmitteln, die von den Ländern zur Verfü- 
gung gestellt worden sind. Die Ergebnisse einer Abfrage der entspre- 
chenden Daten von 2009 bis heute aus der Datenbank des Bundes- 
amtes für Verbraucher schütz und Lebensmittelsicherheit für die am 
häufigsten untersuchten Lebensmittelgruppen aus China und deren 
Beanstandungsrate sind in Übersicht 2 (Lebensmittel pflanzlichen 
Ursprungs) und in Übersicht 3 (Fisch) dargestellt. Dabei ist zu be- 
rücksichtigen, dass Rückschlüsse auf Anzahl oder Menge entspre- 
chender Lebensmittelimporte mit diesen Zahlen, insbesondere auf- 
grund der o. g. risikobasierten Probenahme oder der Vorzertifikate, 
nicht möglich sind. Der Vergleich zu den europäischen Proben ergab 
bei den pflanzlichen Erzeugnissen insgesamt geringere Beanstandun- 
gen, wobei zu beachten ist, dass die niedrigen Fallzahlen einen statis- 
tischen Vergleich nicht zulassen und zudem höchstwahrscheinlich 
weder Tee noch Erdnüsse europäischen Ursprungs sind, sondern le- 
diglich in Europa umverpackt wurden. Die geringe Beanstandungs- 
quote bei den eingeführten Fischereierzeugnissen kann mit der Vor- 
lage der oben erwähnten Vorzertifikate begründet werden. 


Übersicht 2: Proben von Lebensmitteln pflanzlichen Ursprungs, zu denen Untersuchungs- 
ergebnisse von den zuständigen Behörden der Länder an das BVL übermittelt wurden 

Zeitraum 2009 - 2013, Daten zu den fünf am häufigsten gemeldeten Lebensmitteln 


Lebensmittel 

Proben aus China 

Proben aus der EU 

Anzahl 

beanstandet 

in% 

Anzahl 

beanstandet 

in% 

Erdnüsse 

429 

46 

10,7 

175 

2 

1,1 

Tee 

384 

10 

2,6 

468 

4 

0,9 

Sojasoße 

281 

- 


98 

- 


Pomelo 

272 

22 

8,1 

3 

- 


Sojaeiweiß 

192 

- 


3 

- 


Zusammen 

1558 

78 

5,0 

747 

6 

0,8 
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Übersicht 3: Proben von Lebensmitteln tierischen Ursprungs, zu denen Untersuchungs- 
ergebnisse von den zuständigen Behörden der Länder an das BVL übermittelt wurden 

Zeitraum 2009 - 2013, Daten zu häufig gemeldeten Fischen 


Lebensmittel 

Proben aus China 

Proben aus der EU 


Anzahl 

beanstandet 

m% 

Anzahl 

beanstandet 

in% 

Aal (Anguilla anguilla) 

24 

- 


184 

80 

43,5 

Aal, Stück 

1 

- 


53 

7 

13,2 

Aal, auch Stücke, küchenmäßig 
vorbereitet, auch tiefgefroren 

3 

- 


1 

. 


Aal, geräuchert 

4 

- 


28 

1 

3,6 

Lachs, Filet 

5 

- 


104 

1 

1,0 

Lachs, Stück/Seite 

34 

- 


20 

1 

5,0 

Lachs, auch Stücke, küchenmäßig 
vorbereitet, auch tiefgefroren 

7 

_ 


32 

1 

3,1 

Lachse; Muskulatur von Fischen 

50 

- 



- 


Pazifiklachs, Filet 

19 

- 


15 

- 


Tilapia; Buntbarsch (Tilapia spp., 
Oreochromis spp.) 

9 



2 

_ 


Tilapia; Buntbarsch Filet 

45 

1 

2,2 

29 

- 


Tilapia; Buntbarsch, auch Stücke, 
küchenmäßig, vorbereitet, auch 
tiefgefroren 

21 

1 

4,8 

3 



Zusammen 

222 

2 

0,9 

471 

91 

19,3 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
der Verteidigung 


18. Abgeordneter 

Roland 

Claus 

(DIE LINKE.) 


Wie hoch ist der Anteil der ostdeutschen und 
der westdeutschen Soldatinnen und Soldaten, 
die den Berufsförderungsdienst der Bundes- 
wehr in den Jahren 2012 und 2013 in An- 
spruch genommen haben, und wie hoch ist der 
Anteil derjenigen Ostdeutschen und Westdeut- 
schen, die ihren Anspruch auf finanzielle Eör- 
derung der schulischen und beruflichen Bil- 
dung voll ausgeschöpft haben? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Markus Grübel 
vom 21. Januar 2014 

Die Bundeswehr ist als „Armee der Einheit“ gesamtdeutsch ausge- 
richtet. Fast 24 Jahre nach der Wiedervereinigung Deutschlands un- 
terscheidet die Bundeswehr nicht zwischen „ostdeutschen und [. . .] 
westdeutschen“ Bundeswehrangehörigen. 

Darüber hinaus hat der Berufsförderungsdienst der Bundeswehr die 
Aufgabe, die erfolgreiche und angemessene Integration der förde- 
rungsberechtigten Soldatinnen und Soldaten in das zivile Erwerbsle- 
ben zu gewährleisten. Auch in diesem Zusammenhang werden keine 
Angaben erhoben, die nach der regionalen Herkunft der Soldatinnen 
und Soldaten differenzieren. 

Die im Bereich des Berufsförderungsdienstes erstellten Statistiken 
enthalten lediglich anonym erhobene Daten über die Anzahl der be- 
willigten Förderungen. Daher ist es nicht möglich, von der Anzahl 
der geförderten Maßnahmen auf die Anzahl der geförderten Perso- 
nen zu schließen. 

Daten über den individuellen Ausschöpfungsumfang der Berufsför- 
derungsleistungen durch die Soldatinnen und Soldaten werden eben- 
falls nicht abgefragt und erfasst. 


19. Abgeordneter 

Roland 

Claus 

(DIE LINKE.) 


Wie hoch ist der Anteil der ostdeutschen und 
der westdeutschen Soldatinnen und Soldaten, 
die sich derzeit in einem Auslandseinsatz befin- 
den (bitte nach Dienstgradgruppen aufschlüs- 
seln)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Ralf Brauksiepe 
vom 21. Januar 2014 

Die Bundeswehr ist gesamtdeutsch ausgerichtet. Fast 24 Jahre nach 
der Wiedervereinigung Deutschlands unterscheidet die Bundeswehr 
nicht zwischen „ost- und westdeutschen“ Bundeswehrangehörigen. 
Eine für diese Differenzierung erforderliche Definition von Kriterien 
für die Zuordnung zum Merkmal „ostdeutsch“ oder „westdeutsch“ 
(z. B. Geburtsort, Ort der Wehrerfassung, aktueller Wohnort) wird 
nicht vorgenommen. Insofern findet eine diesbezügliche Unterschei- 
dung von im Einsatz befindlichen deutschen Soldatinnen und Solda- 
ten nicht statt. 

Die Gesamtzahl der im Einsatz befindlichen deutschen Soldatinnen 
und Soldaten kann wöchentlich der Unterrichtung des Parlaments 
über die Auslandseinsätze der Bundeswehr entnommen werden. 

Für den Stichtag 15. Januar 2014 betrug sie 4 937. 
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20. Abgeordneter 

Jan 

Körte 

(DIE LINKE.) 


In welchen Eällen haben seit 1990 deutsche Be- 
hörden gestützt auf Absatz 4^^^ Buchstabe a 
des Unterzeichnungsprotokolls zu Artikel 53 
des Zusatzabkommens zum NATO-Truppen- 
statut zur Wahrung deutscher Interessen, ins- 
besondere zur Überprüfung der Einhaltung 
deutschen Rechts, Zutritt zu amerikanischen 
Militäreinrichtungen verlangt (bitte nach An- 
lass, betroffener Militäreinrichtung, mit oder 
ohne vorherige Anmeldung und Ergebnis der 
Untersuchung aufschlüsseln - vgl. Antwort auf 
meine Schriftliche Erage 21 auf Bundestags- 
drucksache 18/247), und was wurde nach 
Kenntnis der Bundesregierung von deutschen 
Behörden in denjenigen Eällen, in denen ein 
beidseitiges Einvernehmen für die Überprü- 
fung der Liegenschaften oder Teile dieser nicht 
erzielt werden konnte, jeweils unternommen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Ralf Brauksiepe 
vom 21. Januar 2014 

Die Bundesregierung verfügt über keine Aufstellung darüber, wie oft 
und zu welchem Zweck Angehörige deutscher Behörden seit 1990 
Liegenschaften betreten haben, die den in Deutschland stationierten 
Streitkräften der Vereinigten Staaten von Amerika zur dauerhaften 
Benutzung überlassen wurden. 

Gemäß Absatz 4^^^ Buchstabe a des Unterzeichnungsprotokolls zu 
Artikel 53 des Zusatzabkommens zum NATO-Truppenstatut gewäh- 
ren die Behörden einer NATO-Truppe den zuständigen deutschen 
Behörden auf Bundes-, Länder- und Kommunalebene jede angemes- 
sene Unterstützung, die zur Wahrnehmung der deutschen Belange 
erforderlich ist, einschließlich des Zutritts zu Liegenschaften nach 
vorheriger Anmeldung, in Eilfällen und bei Gefahr im Verzug auch 
den sofortigen Zutritt ohne vorherige Anmeldung. Die Behörden der 
NATO-Truppen können die deutschen Behörden begleiten. Bei je- 
dem Zutritt sind die Erfordernisse der militärischen Sicherheit zu be- 
rücksichtigen, insbesondere die Unverletzlichkeit von Räumen und 
von Schriftstücken, die der Geheimhaltung unterliegen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend 


21. 


Abgeordnete 

Dr. Franziska 
Brantner 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche konzeptionellen Vorstellungen (An- 
spruchsberechtigung bzw. Alter des Kindes, 
Umfang des Lohnersatzes, Anschluss an bis- 
herige und geplante Elterngeldregelungen, Ei- 
nanzierung usw.) hat die Bundesregierung zu 
der von der Bundesministerin für Eamilie, 
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Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ), 
Manuela Schwesig, in der „BILD Zeitung“ 
(Ausgabe vom 10. Januar 2014) geforderten 
Schaffung einer gesetzlichen Regelung, nach 
der Eltern mit Kindern im Alter von unter drei 
Jahren ihre Wochenarbeitszeit auf 30 bzw. 32 
Wochenstunden reduzieren können („Fami- 
lienarbeitszeit“), und wann wird die Bundesre- 
gierung hierfür einen Gesetzentwurf vorlegen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Garen Marks 
vom 20. Januar 2014 

Die Bundesregierung setzt sich für eine partnerschaftliche Aufteilung 
von Erwerbs- und Familienarbeit ein. Flexible Arbeitszeiten für Müt- 
ter und Väter sind eine entscheidende Voraussetzung, um Familie 
und Beruf gut vereinbaren zu können. 

Die die Bundesregierung tragenden Koalitionspartner haben verein- 
bart, sich verstärkt für flexible Arbeitszeitmodelle für Mütter und 
Väter einzusetzen. Dazu gehört auch ein Rückkehrrecht von Teilzeit- 
beschäftigten in eine Vollzeitbeschäftigung und das „Elterngeld- 
Plus“, mit dem Eltern die bestmögliche Inanspruchnahme des Eltern- 
geldes in Kombination mit einer Teilzeittätigkeit ermöglicht werden 
soll. Mit dem „ElterngeldPlus“ soll auch ein Partnerschaftsbonus 
eingeführt werden. Ihn sollen alle Elterngeldbeziehenden erhalten, 
die beide parallel 25 bis 30 Wochenstunden arbeiten. Konkrete 
Regelungsentwürfe zur Umsetzung sollen noch erarbeitet werden 
und anschließend in den Deutschen Bundestag eingebracht werden. 

Ziel ist es, Eltern mehr Gestaltungsfreiheit bei der Aufteilung von be- 
ruflichen und familiären Aufgaben zu ermöglichen. In diesem Zu- 
sammenhang werden künftig auch weitergehende konzeptionelle 
Überlegungen angestellt, wie sie sich beispielsweise auch aus den 
Modellen zu einer Familienarbeitszeit ergeben können. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


22. 


Abgeordnete 

Maria 

Klein-Schmeink 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
zur Umsetzung der Wartezeitenvorgabe für 
einen Facharzttermin gemäß § 75 Absatz 1 des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch (SGB V) in 
den 17 kassenärztlichen Vereinigungen (bitte 
einzeln aufschlüsseln)? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Ingrid Fischbach 
vom 21. Januar 2014 

Nach § 75 Absatz 1 Satz 2 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 
(SGB V) beinhaltet der Sicherstellungsauftrag der Kassenärztlichen 
Vereinigungen (KVen) auch die angemessene und zeitnahe Zurverfü- 
gungstellung der fachärztlichen Versorgung. § 75 Absatz 1 Satz 4 
SGB V schreibt zudem vor, dass in den Gesamtverträgen nach § 83 
SGB V zu regeln ist, welche Zeiten im Regelfall und im Ausnahme- 
fall noch eine zeitnahe fachärztliche Versorgung darstellen. 

Zu den Wartezeiten auf Facharzttermine in den einzelnen KVen lie- 
gen der Bundesregierung die Ergebnisse der im vergangenen Jahr 
von der Kassenärztlichen Bundesvereinigung (KBV) initiierten Ver- 
sichertenbefragung vor, die auf der Internetseite der KBV veröffent- 
licht sind (www.kbv.de/media/sp/KBV_l 7KVen_Graphikbericht_ 
2013.pdf). 

Hinsichtlich der vorgegebenen Regelungen in den Gesamtverträgen 
gilt, dass eine Umsetzung nach hiesiger Kenntnis bislang noch nicht 
erfolgt ist. 

Die Regierungskoalition von CDU, CSU und SPD hat in ihrem 
Koalitionsvertrag angesichts der von Versicherten immer wieder ge- 
äußerten Kritik an zum Teil erheblichen Wartezeiten auf einen Fach- 
arzttermin vereinbart, die Wartezeiten auf einen Arzttermin deutlich 
zu reduzieren. Vorgesehen ist insbesondere, die KVen zu verpflich- 
ten, eine Terminservicestelle einzurichten, damit Versicherte in ange- 
messener Zeit einen Facharzttermin vermittelt bekommen. 


23. Abgeordnete Ist der Bundesregierung der vertrauliche Be- 

Kathrin rieht einer Expertenkommission (bestehend 

Vogler aus den drei Gutachtern Prof. Dr. Matthias 

(DIE LINKE.) Rothmund, ehemaliger Medizin-Dekan der 

Universität Marburg, Wolfgang E. Fleig, Vor- 
stand des Universitätsklinikums Leipzig und 
dem Chirurgen Prof. Dr. Manfred Stangl vom 
Münchner Klinikum Großhadern) zu den Ma- 
nipulationen im Rahmen von Organtransplan- 
tationen am Universitätsklinikum Göttingen 
bekannt, der laut Bericht in der „Süddeutschen 
Zeitung“ vom 13. Januar 2014 bisher unter 
Verschluss war und nun dieser Zeitung vor- 
liegt, und welche Schlussfolgerung zieht die 
Bundesregierung daraus für weitere Gesetzge- 
bungsverfahren? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Annette Widmann-Mauz 
vom 24. Januar 2014 

Der Bundesregierung ist der oben genannte vertrauliche Bericht 
nicht bekannt. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr und 
digitale Infrastruktur 


24. Abgeordneter 

Herbert 

Behrens 

(DIE LINKE.) 


Trifft es zu, dass das im Koalitionsvertrag zwi- 
schen CDU, CSU und SPD vereinbarte „Bun- 
desprogramm ,Blaues Band‘“ zur Eörderung 
der Renaturierung von Eließgewässern und 
Auen unter Eederführung des Bundesministe- 
riums für Verkehr und digitale Infrastruktur 
stehen soll, und trifft es zu, dass dieses Pro- 
gramm aus den Mitteln für die Bundeswas- 
serstraßen finanziert werden soll (bitte jeweils 
begründen)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 21. Januar 2014 

Die Eragen der Eederführung und der Einanzierung werden inner- 
halb der Bundesregierung noch diskutiert. 


25. Abgeordneter 

Dr. Karamba 
Diaby 

(SPD) 


Lag im Rahmen des Ausbaus der Bundesstra- 
ße 91 zum Jahresende 2013 ein Planfeststel- 
lungsbeschluss für den Neubau der Ortsumfah- 
rung Theißen (Stadt Zeitz, Burgenlandkreis) 
vor, und wenn nein, wie ist der Stand des Ver- 
fahrens? 


26. Abgeordneter 

Dr. Karamba 
Diaby 

(SPD) 


Wann rechnet die Bundesregierung mit dem 
Vorliegen eines Planfeststellungsbeschlusses, 
und unterstellt, der Planfeststellungsbeschluss 
für den Neubau der Ortsumfahrung Theißen 
wird nicht angefochten, bis wann ist das Bau- 
vorhaben aus Sicht der Bundesregierung reali- 
sierbar? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Katharina Reiche 
vom 21. Januar 2014 

Die Eragen 25 und 26 werden wegen ihres Sachzusammenhangs ge- 
meinsam beantwortet. 

Nach den Artikeln 90 und 85 des Grundgesetzes planen, bauen und 
unterhalten die Bundesländer im Rahmen der Auftragsverwaltung 
die Bundesfernstraßen. Zu diesen Aufgaben gehören auch die vorbe- 
reitenden Planungen und die Durchführung der gesetzlich vorge- 
schriebenen planungsrechtlichen Verfahren zum Bau von Ortsumge- 
hungen. 
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Nach Angaben des Landes Sachsen-Anhalt wird das Planfeststel- 
lungsverfahren für die B91, Ortsumgehung Theißen, weiterhin 
durchgeführt. Nach dem Erörterungstermin vom 11. und 12. Dezem- 
ber 2012 war die Erstellung von Deckblättern wegen der Änderung 
von Maßnahmen des Landschaftspflegerischen Begleitplans und der 
Verlegung einer Ackerzufahrt erforderlich. Aufgrund der Planände- 
rungen wird ein ergänzendes Anhörungs verfahren durchgeführt. 
Der Planfeststellungsbeschluss soll in Abhängigkeit des ergänzenden 
Anhörungs Verfahrens schnellstmöglich gefasst werden. Ein Zeit- 
punkt für die Erlangung des Baurechts durch einen Planfeststellungs- 
beschluss kann aufgrund des noch laufenden Verfahrens nicht be- 
nannt werden. 


27. Abgeordneter 

Michael 

Hartmann 

(Wackernheim) 

(SPD) 


Liegen die, in der Antwort des Parlamentari- 
schen Staatssekretärs beim Bundesminister für 
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, Jan 
Mücke, auf die Mündliche Erage 84 des 
Abgeordneten Gustav Herzog (Plenarproto- 
koll 17/194, Anlage 66) für das Ende des Jah- 
res 2013 angekündigten, Ergebnisse der Bahn- 
Korridorstudie für das Mittelrheintal der Bun- 
desregierung vor, und für welchen Zeitraum ist 
die Unterrichtung des Deutschen Bundestages 
bzw. Veröffentlichung dieser Ergebnisse ge- 
plant? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 23. Januar 2014 

Die Studie konnte aufgrund der gegenüber den ursprünglichen Pla- 
nungen wesentlich höheren Zahl der betrachteten Varianten noch 
nicht abgeschlossen werden. Derzeit ist eine Unterrichtung des Deut- 
schen Bundestages bzw. Veröffentlichung dieser Ergebnisse im Ver- 
lauf des Jahres 2014 geplant. 


28. Abgeordneter 

Stephan 

Kühn 

(Dresden) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Befürwortet die Bundesregierung eine mögli- 
che Erweiterung des Vorstands bzw. eine mög- 
liche Bildung eines neuen Vorstandsressorts 
der bundeseigenen Deutschen Bahn AG? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 13. Januar 2014 

Die Bestellung von Vorstandsmitgliedern der Deutschen Bahn AG 
obliegt gemäß § 84 des Aktiengesetzes dem Aufsichtsrat der Gesell- 
schaft. 
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29. Abgeordnete 

Steffi 

Lemke 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wann beabsichtigt die Bundesregierung in Ab- 
stimmung mit den weiteren Beteiligten das im 
Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und 
SPD angekündigte Elbe-Konzept vorzulegen, 
und die Einstufung der Elbe in eine der drei 
Netzkategorien vorzunehmen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 22. Januar 2014 

Die Erarbeitung des Gesamtkonzepts Elbe soll im Jahr 2015 abge- 
schlossen werden. Bis dahin wird die Elbe in keine Netzkategorie ein- 
gestuft. 


30. Abgeordnete 

Steffi 

Lemke 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


An wie vielen Tagen im Jahr 2013 wurde die 
Elbe für die Schifffahrt gesperrt, und an wie 
vielen Tagen im Jahr 2013 wurde die von der 
Bundesregierung an der Elbe angestrebte 
Eahrrinnentiefe von 1,60 m unterschritten (bit- 
te aufgeschlüsselte Darstellung für die Elbe- 
strecken 1 bis 9 sowie Nennung von Gründen 
für die Sperrung)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 22. Januar 2014 

Die Anzahl der Tage im Jahr 2013, an denen an der Elbe die Eahr- 
rinnentiefe von 1,60 m (Elbestrecken 2 bis 9) bzw. 1,50 m (Elbestre- 
cke 1) unterschritten wurde, sowie die Anzahl der Tage, an denen die 
Elbe wegen des Hochwassers gesperrt war, ist folgender Tabelle zu 
entnehmen: 



Unterschreitungstage [d] 

Sperrungen (Hochwasser) [d] 

Elbe 1 (1,50 m) 

58 

27 

Elbe 2 

49 

27 

Elbe 3 

21 

24 

Elbe 4 

47 

23 

Elbe 5 

0 

18 

Elbe 6 

0 

18 

Elbe? 

16 

18 

Elbe 8 

21 

17 

Elbe 9 

38 

12 
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3 1 . Abgeordnete 

Steffi 

Lemke 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie viele Gütertonnen und Container (Anga- 
ben in TEU) wurden 2013 auf der Elbe trans- 
portiert (bitte aufgeschlüsselte Darstellung 
nach den Zählstellen deutsch-tschechische 
Grenze, Stadtstrecke Magedeburg und der 
Strecke zwischen Magdeburg und Lauenburg 
sowie nach Container und Tonnen)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 22. Januar 2014 

An der Binnenelbe wird eine Verkehrsstatistik über die passierende 
Schifffahrt an der Schleuse Geesthacht und der Stadtstrecke Magde- 
burg geführt, weitere Angaben liegen nicht vor: 



Verkehrsstatistik 

Stadtstrecke 

Magdeburg 

Schleuse 

Geesthacht 

Güterschiffe fAnzahl] 

2.496 

16.738 

Fahrgastschiffe [Anzahl! 

1.527 

226 

Tragfähigkeit [t] 

2.400.015 

21.014.615 

Ladung [t] 

769.972 

9.803.952 

Land- u. forstw. Erzeugnisse ft] 

283.923 

1.443.032 

Na. u. Futtermittel [t] 

71.732 

768.078 

Kohle rtl 

2.886 

2.099.102 

Erdöl [t] 

365 

2.725.288 

Erze u. Metallabfälle ft! 

51.908 

234.658 

Metalle [t] 

15.016 

144.032 

Baustoffe [t] 

88.636 

739.582 

Düngemittel [t] 

117.267 

283.118 

Chem. Erzeugnisse [t] 

3.761 

592.585 

Sonst. Güter [t] 

57.716 

111.014 

Container (TEU) 

15.354 

90.466 


32. Abgeordnete 

Steffi 

Lemke 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Inwieweit haben sich nach dem Hochwasser 
2013 die Schifffahrtsbedingungen an der Elbe 
verändert (bitte eine Darstellung der so ge- 
nannten Schwachstellen für die Schifffahrt vor 
dem Hochwasser 2013 und danach mit der An- 
gabe des Elusskilometers)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 22. Januar 2014 

Das Hochwasser 2013 hat zu Ablagerungen in der Fahrrinne und zu 
Schäden an Stromregelungsbauwerken geführt, die die Schifffahrts- 
bedingungen beeinträchtigen. Betroffen waren vor allem Elbestre- 
cken der Wasser- und Schifffahrtsämter Dresden und Magdeburg. 
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Das Wasser- und Schifffahrtsamt (WSA) Dresden hat Ablagerungen 
und Sohlveränderungen vor allem im Bereich von der tschechischen 
Grenze bis Beigem (Elbkilometer 140) gemeldet und an rund 
70 Buhnen starke Verschlechterungen des Bauwerkszustandes festge- 
stellt. 

Das WSA Magdeburg hat an rund 50 Buhnen im Außenbezirk Nie- 
gripp Schäden festgestellt. 

Im Bereich des WSA Lauenburg wurden keine gravierenden Schä- 
den festgestellt. 


33. Abgeordneter 

Swen 

Schulz 

(Spandau) 

(SPD) 


Wie ist nach Kenntnis der Bundesregierung 
der Stand der Aus- und Umbaupläne für das 
Empfangsgebäude des Bahnhofs Berlin Zoolo- 
gischer Garten - nach Möglichkeit unter An- 
gabe der vorgesehenen Maßnahmen, des Zeit- 
planes bis zur Eertigstellung und des Investi- 
tionsvolumens, und wann soll nach Kenntnis 
der Bundesregierung mit der Sanierung des 
Bahnhofsgebäudes begonnen werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 20. Januar 2014 

Die Realisierung der Maßnahme liegt im unternehmerischen Verant- 
wortungsbereich des Eigentümers und Bauherrn, der Deutsche Bahn 
Station & Service AG. Diese teilt auf Anfrage mit, dass für den Um- 
bau des Bahnhofs Berlin Zoologischer Garten derzeit ein Masterplan 
erstellt wird, nach dem in einem ersten Bauabschnitt Teile des Emp- 
fangsgebäudes baulich verändert werden sollen. Eür den ersten Bau- 
abschnitt befinden sich die Planungen bereits im Entwurfsstadium 
und beinhalten die Reaktivierung der Zooterrassen und die Moderni- 
sierung eines Teils der Erdgeschossflächen. Neben der Erweiterung 
und Verbesserung der Verkehrswege sollen dort auch neue Gewerbe- 
flächen entstehen. Die Realisierungsentscheidung des Konzernvor- 
standes vorausgesetzt, ist eine bauliche Umsetzung der Maßnahmen 
ab dem ersten Halbjahr 2015 bis in das Jahr 2017 geplant. Das Pro- 
jektvolumen bewegt sich derzeit in einem niedrigen zweistelligen Mil- 
lionenrahmen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung 
und Forschung 


34. Abgeordneter 

Dr. Ernst Dieter 
Rossmann 

(SPD) 


Welche Projekte (unter Angabe des Förderbe- 
trags und der -dauer) werden im Rahmen des 
Förderprogrammes „Kultur macht stark“ im 
Kreis Pinneberg (Schleswig-Holstein) in der 
aktuellen Programmphase 2013 bis 2017 geför- 
dert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Stefan Müller 
vom 21. Januar 2014 

Mit „Kultur macht stark. Bündnisse für Bildung“ fördert das Bun- 
desministerium für Bildung und Forschung lokale Maßnahmen der 
kulturellen Bildung für benachteiligte Kinder und Jugendliche, die 
im Rahmen von Bündnissen für Bildung durchgeführt werden. 

Beigefügt erhalten Sie eine Übersicht der von Verbänden bisher be- 
willigten und geförderten Maßnahmen, die im Kreis Pinneberg statt- 
finden. Das Fördervolumen der bisherigen fünf Maßnahmen beträgt 
53 977 Euro. 

Die Maßnahmen, die Initiativen gemeinsam mit Bündnispartnern 
vor Ort selbst durchführen, sind in dieser Übersicht noch nicht ent- 
halten. Derzeit wird die Datenbank um die entsprechenden Projekt- 
angaben aller Initiativen ergänzt. Die Arbeiten daran werden in eini- 
gen Wochen abgeschlossen sein. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 


35. 


Abgeordneter 

Uwe 

Kekeritz 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Nach welchen Kriterien wird entschieden, wel- 
chen Arbeitnehmerinnen bzw. Arbeitnehmern, 
die in Bangladesch für die Lidl Stiftung & Co. 
KG produzieren, durch ein Programm der 
Deutschen Gesellschaft für Internationale Zu- 
sammenarbeit (GIZ) GmbH die Differenz zwi- 
schen dem gesetzlichen Mindestlohn und den 
Eorderungen der nationalen Gewerkschaften 
ausgezahlt wird („Lidl-Lohn“), um das durch 
die Lidl Stiftung & Co. KG direkt gezahlte Ge- 
halt aufzustocken, und um wie viele Arbeitneh- 
merinnen/Arbeitnehmer handelt es sich? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Christian Schmidt 
vom 22. Januar 2014 

Die genannten Aktivitäten beziehen sich auf das zu 100 Prozent 
durch die Lidl Stiftung & Co. KG (kurz: Lidl) finanzierte Vorhaben 
„Verbesserung der Lebensumstände von Arbeitnehmer-/innen in 
Textilfabriken“. Die Lirma Lidl beauftragte erstmals 2011 die GIZ 
GmbH (im steuerpflichtigen Geschäftsbereich „International Ser- 
vices“ - GIZ IS) mit dieser Pilotmaßnahme, um dadurch die Entloh- 
nung von Textilarbeiterinnen und -arbeitern zu verbessern. 

Dabei erhalten alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eines hierfür 
von Lidl selbst ausgewählten Zulieferbetriebs regelmäßige Sonder- 
zahlungen. Anhand eines internen Schlüssels, der auf der im vergan- 
genen Halbjahr gelieferten Stückzahl basiert, ermittelt Lidl die zur 
Verfügung gestellte Summe. Diese Auszahlungssumme wird von der 
GIZ IS zu gleichen Teilen auf alle Beschäftigten des Zulieferbetriebs 
aufgeteilt und an diese direkt ausgezahlt. 

Bisher wurden fünf Sonderzahlungen erfolgreich durchgeführt. Seit 
der ersten Auszahlung im Oktober 2011 wurden insgesamt 
867 331 Euro an insgesamt 27 547 Beschäftigte ausgezahlt. 

Ein direkter inhaltlicher Zusammenhang zwischen diesem Vorhaben 
und den Verhandlungen um die Erhöhung des Mindestlohns in der 
bangladeschischen Textilindustrie ist der Bundesregierung nicht be- 
kannt. 


Berlin, den 24. Januar 2014 
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